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Kellenberger: Sie wissen genau, dass es
in Verträgen immer Dinge gibt, die der
einen Seite passen und der anderen
weniger. Die Personenfreizügigkeit war
ein Gegenstand, den die EU unbedingt
haben wollte. Bei der Guillotineklausel
ging es um eine Absicherung, dass die
Schweiz nicht später Unliebsames kün-
digt. Wir brachten dafür das Luftver-
kehrsabkommen oder die technischen
Handelshemmnisse ein. Das Personen-
abkommen hat übrigens auch Vorteile
für die Schweiz.

War die EU zu mehr Konzessionen be-
reit, weil der Bundesrat bereits ein Bei-
trittsgesuch deponiert hatte?
Kellenberger: Das kann sein. In der
Diplomatie gilt das Prinzip, dass man in
Verhandlungen nur erfolgreich sein kann,
wenn einKlimadesWohlwollens herrscht.
Eine konkrete Rolle hat das Gesuch in
denVerhandlungen aber nie gespielt.
Blocher: Innenpolitisch war der Fall ja
ohnehin klar:Der Beitritt war vomBun-
desrat als Ziel deklariert. Die Sozial-
demokraten wollten als gute Internatio-
nalisten schon immer in die EU. Und
auch der Freisinn und die CVP beschlos-
sen Mitte der 1990er Jahre den Beitritt.
Bei den Zentralisten in Brüssel wurde
das natürlich freudig registriert.

Dort wurde sicher auch registriert, dass
Sie und die SVP unentwegt gegen die
EU gepoltert haben . . .
Kellenberger: Das hat das Verhand-
lungsklima bei den Bilateralen sicher
nicht verbessert.Herr Blocher kennt die
EU bestens, umso unverständlicher sind
mir seine polemischen Attacken. Trotz
einigenDefiziten ist die EU als Friedens-
projekt die wohl grösste Errungenschaft
des 20. Jahrhunderts. Und sie hat den
ehemaligen Ostblockstaaten eine Pers-
pektive eröffnet. Ich habe als Präsident
des IKRK gesehen,was Krieg und Elend

bedeuten. Mir ist der Frieden wichtiger
als eine misslungene technische Verord-
nung über Bananen.
Blocher: Diese Leistung anerkenne ich
natürlich. Niemand hat Mühe mit dem
Motiv Friedensförderung. Aber die EU
ist und bleibt eine intellektuelle Fehl-
konstruktion, weil sie die Unterschiede
der Mitgliedsstaaten zu wenig berück-
sichtigt und von Brüssel her alles verein-
heitlichen und einebnen will. Deshalb
wird sie auch nie funktionieren.

Sind Sie Herrn Kellenberger zumindest
dankbar, dass er mit dem Aushandeln
der Bilateralen I für die Schweiz die
Kastanien aus dem Feuer geholt hat?
Blocher: Im Gegensatz zu Ihnen glaube
ich nicht an die überschätzte Bedeutung
dieser Verträge.Wenn die EUWert dar-
auf legt, dass zwischen Hamburg und
Genua eine gute Verkehrsverbindung
besteht, bin ich natürlich nicht dagegen,
obwohl es im Interesse der EU ist.Aber
die Bilateralen I als Rettung der Schwei-
zerWirtschaft zu bezeichnen, ist dummes
Zeugs! Das Palaver vom «Königsweg» ist
lächerlich.
Kellenberger:Man kann bei der Beurtei-
lung der bilateralen Verträge unter-
schiedlicher Meinung sein. Tatsache ist
aber: Sie wurden vom Stimmvolk mit 67
Prozent angenommen. Und dass sie
einen wichtigen Beitrag für die Prosperi-
tät der Schweiz geleistet haben, scheint
mir unbestreitbar.
Blocher: Der Aufschwung der Schweiz
hatte nichts mit den Bilateralen zu tun,
sondern mit dem Ende der Rezession,
die nachweisbar von 1990 bis 1997 dau-
erte. Sie ist nicht wegen des EWR-Neins
eingetreten und endete nicht mit den
bilateralen Verträgen, die ja erst 2002 in
Kraft traten.
Kellenberger: Ich zweifelte nie an der
Wettbewerbsstärke unserer Wirtschaft.
Aber auch wenn Sie es bestreiten, Herr
Blocher:Es besteht kein Zweifel,dass die
Bilateralen den Standort Schweiz aufge-
wertet haben.Dank ihnen haben wir fast
überall den gleichen Zugang zu unserem
weitaus grössten Markt! Noch immer
gehen 50 Prozent des Exports in die EU.
Blocher: Das Wichtigste ist noch heute
der Freihandelsvertrag von 1972. Mit
ihm allein hätten wir auch keinen Souve-
ränitätsverlust und könnten die Zuwan-
derung selber steuern.
Kellenberger: Mit grossen Worten wie
«Souveränitätsverlust» habe ich meine
Mühe. Ich sehe überhaupt keinen Souve-
ränitätsverlust, wenn man aus eigenem
Willen völkerrechtliche Verträge ab-
schliesst. Besonders auch, weil wir ja die
Freiheit haben, die Verträge wieder zu
kündigen.
Blocher:Wir werden politisch und recht-
lich eingeschränkt. Gerade wegen der
Guillotineklausel, die Sie ausgehandelt
haben, ist eine Kündigung, etwa des
schädlichen Personenfreizügigkeits-
abkommens, so schwer.Und das Bundes-
gericht stellt heute nicht mehr nur das
zwingendeVölkerrecht, sondern generell
das internationale Recht über das natio-
nale.Das ist ein bedeutender Souveräni-
tätsverlust.

Mit der sogenannten Begrenzungsinitia-
tive nimmt die SVP in Kauf, dass die ge-
samten bilateralen Verträge wegfallen.
Blocher: Rechtlich ist es nur für die rest-
lichen sechsVerträge der Bilateralen I so.
Aber die Personenfreizügigkeit hat so gra-
vierende Nachteile für unser Land, dass
wir dies in Kauf nehmen müssen. Ich
glaube jedoch, dass die EU die anderen
Verträge im eigenen Interesse unverzüg-
lich neu verhandeln würde.
Kellenberger: Da kann ich nur sagen:
good luck!
Blocher: Am Abend der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative wurde
Angela Merkel gefragt, ob die EU nun
die übrigen bilateralen Verträge fallen-
lassen würde. Sie sagte: «Wir lassen doch
nicht Verträge fallen, die wir in unserem
Interesse abgeschlossen haben.»
Kellenberger: Wir reden jetzt im Kern
über die Guillotineklausel.Auch mir ge-
fällt nicht, dass bei Kündigung einesVer-
trags alle Verträge automatisch wegfal-
len. Wir haben uns damals dagegen ge-
wehrt, die EU hat darauf bestanden.Der
entscheidende Punkt ist aber: Die EU
würde auch ohne Guillotineklausel die
übrigen Verträge kündigen können,
wenn die Schweiz das Personenfreizügig-
keitsabkommen aufkündigte.
Blocher:Ohnehin kann sie jederzeit kün-
digen, wenn sie will. Die Schweiz auch.

Ist es nicht scheinheilig, wenn die SVP
behauptet, sie stehe hinter dem bilatera-
len Weg, gleichzeitig aber das Abkom-
men über die Personenfreizügigkeit
kündigen will?
Kellenberger: Ohne die Personenfrei-
zügigkeit gibt es einfach den Rest nicht.
Und es ist zweifelhaft, ob es ohne die
Freizügigkeit überhaupt eineWeiterent-
wicklung gäbe bei weiterenAbkommen,
die den gleichwertigen Zugang zumBin-
nenmarkt zum Ziel haben. Die Frei-
zügigkeit ist für die EU ein absolutes
Kernelement des Binnenmarktes. Und
wir haben heute weitestgehend den glei-
chen Zugang zum EU-Binnenmarkt wie
ein EU-Mitgliedsland.
Blocher:Die Schweiz will nicht Mitglied
des Binnenmarktes sein, sonst muss sie
alles übernehmen. Wir wollen nur den
gegenseitigen Marktzugang. Nun zu
Ihrer Frage: Nein, es ist nicht scheinhei-
lig, für den bilateralenWeg zu sein, aber
nur sinnvolle bilaterale Verträge zu
akzeptieren und schlechte abzulehnen.
Das Schweizervolk hat beschlossen, die
Personenfreizügigkeit aufzugeben. Da-
für gibt es Verhandlungs- und Kündi-
gungsklauseln.
Kellenberger: Sie vermischen da einiges!
Die eine Frage ist, ob wir Zugang haben
zumBinnenmarkt.Und die andere Frage
ist, ob wir einen vergleichbaren Zugang
haben zum Binnenmarkt wie die EU-
Mitgliedstaaten. Das Ziel der binnen-
marktrelevanten bilateralenAbkommen
war immer, gleich lange Spiesse zu
haben, also den gleichen Zugang zu
haben wie die EU-Mitgliedsstaaten
selbst.Und genau das hat natürlich Kon-
sequenzen: Wir müssen dann halt das
relevante EU-Recht übernehmen, weil
das die Rechtsgrundlage dieses Binnen-
marktes ist.

Weil die EU ihre Mitgliedsstaaten nicht
schlechterstellen will als die Schweiz, ver-
langt sie ein Rahmenabkommen für die
bilateralen Verträge, das eine systemati-
sche Übernahme von neuem EU-Recht
und eine Kontrolle der Umsetzung durch
supranationale Behörden mit sich
brächte. Muss die Schweiz sich fügen?
Kellenberger: Der Begriff «Rahmen-
abkommen» ist missverständlich, weil es
ja nur die fünf bestehenden Markt-
zutrittsabkommen und mögliche künf-
tige betrifft.
Blocher: Seit Jean-Claude Junckers Be-
such in Bern heisst es ja Freundschafts-
abkommen (lacht).
Kellenberger:Wie auch immer (schmun-
zelt). Ich binmir nicht sicher,wer eigent-
lich denVorschlag für ein solches institu-
tionelles Abkommen gemacht hat. Die
Schweiz oder die EU?Und viel entschei-
dender: Brauchen wir es?

Das klingt nach Skepsis . . .
Kellenberger: Wir müssen uns fragen,
was der Mehrwert ist. Die Streitfälle in
den bestehenden Verträgen kann man
problemlos in den gemischtenAusschüs-
sen behandeln. Kurzum: Ich bin nicht
überzeugt von der Notwendigkeit eines
solchen institutionellenAbkommens.

Ist ein institutionellesAbkommen,wie es
heute zur Debatte steht, vergleichbar mit
einem «EWR light»?
Blocher:Die institutionelle Bindung,die
darin besteht, dass wir Dinge überneh-
men müssen, ohne dass wir mitentschei-
den dürfen, ist vergleichbar. Darum ist
ein solchesAbkommen ja so verhängnis-
voll, weil es die genau gleichen funda-
mentalen institutionellen Nachteile mit
sich brächte.
Kellenberger: Im Unterschied zum
EWR können wir mit einem institutio-
nellen Abkommen unsere Interessen in
der Konsultation mit eigener Stimme
vertreten.Wir müssen also nicht unsere
Position zuerst mit anderen Efta-Staaten
abgleichen und sozusagen Konzessionen
auf zwei Stufen machen wie beim EWR.
Wenn wir aber mitentscheiden wollen
beim binnenmarktrelevantemRecht, das
wir übernehmen, dann gibt es nur etwas:
den EU-Beitritt.
Blocher:Wir wollen weder das eine noch
das andere, sondern Unabhängigkeit.

Der EU-Beitritt ist innenpolitisch ein
Tabuthema geworden.Müsste die Schweiz
nicht wieder einmal grundlegend über das
Verhältnis zur EU debattieren?
Kellenberger: Ich respektiere die politi-
sche Realität in der Schweiz. Und ich
würde unter den gegenwärtigenUmstän-
den den Beitritt nicht empfehlen, weil

Wichtiges unsicher ist in der EU. Von
einer grundsätzlichen Debatte verspre-
che ich mir nicht viel, denn sie würde im
Wesentlichen gleich verlaufen wie die
bisherigen.Wir sollten uns mit den kon-
kreten Problemen befassen, aber seriös.
Blocher: Die FDP-Präsidentin Petra
Gössi will zum Beispiel der Kohäsions-
milliarde nur zustimmen, wenn die EU
auf die Guillotineklausel verzichtet. Ich
hätte mich nie getraut, diesen Vorschlag
zumachen. Ich gratuliere und verspreche
volle Unterstützung.
Kellenberger: Ich staunte, als ich diese
komplett verschiedenenThemenmiteinan-
der verknüpft sah.DerVorschlag zeigt,dass
man Fragen der europäischen Integration
hierzulande vertiefter studieren sollte.

Das haben Sie jetzt sehr diplomatisch
ausgedrückt.
Kellenberger:Wennwir nicht bereit sind,
jährlich etwas mehr als 100 Millionen
Franken für wirtschaftlich zurückgeblie-
bene EU-Staaten zu zahlen, würden wir
ein sehr schlechtes Signal aussenden.
Und wir sollten die Relationen sehen:
Der niederländische Nettobeitrag an das
EU-Budget 2016 ist 20 Mal so hoch wie
unsere jährlichen Kohäsionszahlungen.
Blocher: Im Gegensatz zu den Nieder-
landen sind wir nicht EU-Mitglied!
Kellenberger: Richtig, aber wir haben –
wie die Niederländer – einen vergleich-
baren Zugang zumEU-Binnenmarkt.Es
wäre integrationspolitisch und für unsere
Verhandlungsposition sehr nachteilig,
den Betrag zu verweigern.

Apropos Verhandlungsposition: Gross-
britannien verlässt die EU. Ist das eine
Chance für die Schweiz?
Blocher: Der Austritt zeigt, dass nicht
alle Länder zufrieden sind mit den Zu-
ständen in der EU. Aber es ist für die
Schweiz keine Erleichterung. Die EU
muss jetzt doppelt aufpassen,welche Zu-
geständnisse sie uns macht. Man sollte
deshalb während der Brexit-Phase
eigentlich gar nicht mit der EU verhan-
deln.
Kellenberger: Der Brexit ist für unser
Land nicht besonders relevant. Wir
haben es mit zwei total verschiedenen
Situationen zu tun. Die Briten wollen
keine binnenmarktrelevanten Verträge
mehr mit der EU, wir schon.
Blocher: Grossbritannien steht vor viel
grösseren Herausforderungen: DasAus-
treten ist ungleich komplizierter als das
Nicht-Beitreten.

Inwiefern wird die EU durch den Brexit
geschwächt?
Kellenberger: Der Brexit ist für Gross-
britannien ein grosses Problem, für die
EU weniger. Die EU wird 60 Millionen
Einwohner weniger haben, bleibt aber
die zweitgrösste Wirtschaftsmacht der
Welt. Grossbritannien war zudem nie
eine progressive Kraft bei der Entwick-
lung der EU. Von daher ist der Brexit
eine Chance für jene EU-Länder,welche
die Beziehungen weiter vertiefen wollen.
Blocher:Finanziell ist es ein grosses Pro-
blem für die EU. Grossbritannien ist
einer der grossen Beitragszahler.

Wenn es ein Europa der verschiedenen
Geschwindigkeiten und Einbindungen
gäbe, würde das neue Perspektiven für
die Schweiz eröffnen?
Kellenberger: Ich glaube nicht, dass dies
die politischenHaltungen in der Schweiz
gegenüber der EU entscheidend ändern
würde.
Blocher: Ein wesentlicher Grund, wes-
halb die Schweiz nicht beitreten will, ist
ja die direkte Demokratie. Bei jederArt
von Beitritt würde die Macht vom
Schweizer Bürger auf das Brüsseler Rat-
haus übergehen. In den anderen Län-
dern verlagert sich die Macht lediglich
vom einen Rathaus zum nächsten.
Kellenberger: Da bin ich anderer Mei-
nung. Unsere staatliche Ordnung, der
Föderalismus, aber auch die direkte
Demokratie würden durch einen EU-
Beitritt nicht grundsätzlich infrage ge-
stellt. Es gäbe gewisse Referenden auf
Bundesebene, die nicht mehr möglich
wären, dafür könnten wir auf europäi-
scher Ebene mitentscheiden.Auf kanto-
naler und kommunaler Ebene würde
sich fast nichts ändern.
Blocher:Es ist nicht unwesentlich,ob zum
Beispiel dieEUunserenMehrwertsteuer-
satz von heute 8 auf 15 Prozent festsetzt.
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